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Fahrerflucht: Stadtrat zu Geldstrafe verurteilt
Sahin Karaaslan überrollte mit seinem Auto einen Jungen – Er setzte zwei Notrufe ab und fuhr weg – Junge erlitt keine bleibenden Schäden – Unfall nicht vermeidbar

VonHolgerBuchwald

Es geschah am 11. Juni 2022 um kurz vor 17
Uhr auf dem Parkplatz seines Supermarkts
in der Mannheimer Straße in Käfertal. Sa-
hin Karaaslan, der für die Grünen im Hei-
delberger Gemeinderat sitzt, setzte mit sei-
nem Mercedes SUV aus der Parklücke zu-
rück. Und beim Vorwärtsfahren – so ergab
es die Unfallrekonstruktion – überrollte er
mit dem linken Hinterrad einen zweiein-
halbjährigen Jungen auf dem Laufrad, der
mitseinerMuttervoneinemnahegelegenen
Park gekommen war. Nun, fast neun Mo-
nate später, wurde Karaaslan vom Amts-
gericht Mannheim wegen Fahrerflucht zu
einer Geldstrafe von 50 Tagessätzen à 300
Euro verurteilt. Auf Antrag der Staatsan-
waltschaft Mannheim hatte Richter Malte
Thiele die Vorwürfe der fahrlässigen Kör-
perverletzung und der unterlassenen Hil-
feleistung, die ursprünglich noch in der An-
klagestanden, fallengelassen.

Der Junge erlitt unter anderem ein
Schädel-Hirn- und Thoraxtrauma sowie
multiple Brüche. Doch wie durch ein Wun-
der erlitt er keine bleibenden körperlichen
Schäden. Und das hat er vor allem einem

Schutzengel zu verdanken. Ein junger
Mann hatte den Unfall bemerkt und war
sofortzurHilfegeeilt.„Ichweißnichtmehr,
was ich zuerst gemacht habe, ob ich zum
Fahrer gerannt bin oder zu dem Kind“, be-
richtete der Helfer, als er nun als Zeuge vor
Gericht aussagte. Er hob auf jeden Fall den
starkblutendenJungenauf, legteihninsein
Auto und raste zusammen mit der Mutter
davon, in das nächstgelegene Kranken-
haus. Dort wurde das Kind sofort operiert.
Schon nach vier Tagen durfte es die Klinik
wiederverlassen.

War der Unfall vermeidbar? Hätte Ka-
raaslan den Jungen sehen müssen? In einem
ersten Gutachten bejahte der Sachverstän-
digeHarryHerbertdieseFragen.Dochdann
zeigten Bilder einer Überwachungskamera,
dass der Mercedes von Karaaslan auf einem
ganz anderen Stellplatz stand als ur-
sprünglich angenommen. „Der Angeklagte
hätte das Kind nur sehen können, wenn er
beim Vorwärtsfahren 90 Grad nach links
geschaut hätte“, ist Herbert inzwischen
überzeugt. Unklar blieb zudem, wie und in
welcherGeschwindigkeitsichderJungeauf
seinem Laufrad auf den Mercedes zube-
wegt hatte. Karaaslan selbst konnte zum

Unfallhergang auch wenig sagen: „Ich habe
gedacht, ich bin über eine Kiste gefahren“,
sagte er in der Verhandlung. Erst nachdem
er ausgestiegen war, habe er das Kind ge-
sehen und den Notruf 112 gewählt. Danach
stellte Karaaslan noch das Laufrad des
Jungenwegundfuhrdavon.

„Mein Mandant wollte dem Ersthelfer
und dem verletzten Jungen ins Kranken-
haus folgen“, erklärte Verteidiger Rüdiger

Betz dieses Verhalten. Doch dann habe er
das weiße Auto aus den Augen verloren. „Er
wusste nicht, was er tun sollte und stand
unter Schock.“ Karaaslan selbst berichtete,
er sei nach Heidelberg zu seinem Super-
markt im Mathematikon gefahren. Er habe
auch noch einmal die Polizei angerufen und
–wieschonzuvorbeiderRettungsleitstelle–
gesagt, wer er sei und dass er den Unfall in
Käfertal verursacht habe. Der Polizist, der
denAnrufangenommenhatte,bestätigtevor

Gericht,dassdiesesGesprächstattgefunden
habe. Und dass er damals fassungslos war,
dass Karaaslan nicht mehr am Unfallort
war:„WirbräuchtenSie jetztdort!“

Der Beamte schickte sofort zwei Hei-
delberger Kollegen ins Mathematikon, wo
Karaaslansichbereithaltensollte.Dochdie
Polizisten konnten den Unternehmer nicht
auffinden. Sein Handy war aus. Später
sagte Karaaslan, er sei die ganze Zeit mit
einem Geschäftspartner in einem kleinen
Besprechungszimmer im Mathematikon
gewesen. Er sei nicht erreichbar gewesen,
weil sein Handy-Akku leer war. Erst am
späten Abend habe er von seiner Tochter,
die den Supermarkt im Neuenheimer Feld
leitet, erfahren, dass die Polizei ihn gesucht
habe. Am nächsten Morgen habe er sich
dannbeiderPolizeigemeldet.

Diese späte Rückmeldung stieß bei
Staatsanwältin Linda Thomsen auf Un-
verständnis. „Das Absetzen eines Notrufs
befreit Sie nicht von der Pflicht, am Un-
fallort zu warten“, sagte sie zu Karaaslan.
In ihren Augen habe der Stadtrat ein „ge-
steigertes Interesse gehabt“, sich den Fest-
stellungen der Beamten zu entziehen. In
ihrem Plädoyer forderte Thomsen eine

Geldstrafe von 80 Tagessätzen à 1000 Euro.
Verteidiger Betz nahm hingegen seinen
Mandanten in Schutz und forderte einen
Freispruch: „Wie alle anderen Beteiligten
standerunterSchock.“

Dass Karaaslan nicht gewartet habe, sei
nicht zu rechtfertigen, sagte hingegen
Richter Thiele. Der Stadtrat sei noch hand-
lungsfähig gewesen, immerhin habe er den
Notruf abgesetzt. Zugunsten des Ange-
klagtenwerteteThiele,dassersich ineinem
Ausnahmezustand befunden habe und
nichtvorbestraftist.Trotzdemmüsseerden
Führerschein abgeben. Frühestens in fünf
Monatendarfereinenneuenmachen.

Bis heute gab es keine Entschuldigung.
Karaaslan versuchte während des Prozes-
ses, sich an die Eltern des Jungen zu wen-
den. Doch diese schlugen das Angebot aus.
„Ich habe gedacht, mein Kind stirbt“, sagte
die Mutter: „Aber er hat uns weder ange-
rufen noch in der Klinik besucht.“ Vertei-
diger Betz sagte, er habe seinem Mandan-
ten geraten, bis zum Prozess keinen Kon-
takt zur Familie aufzunehmen: „Man weiß
nie, wie die Familie reagiert. Er hat sich
aber wirklich Sorgen gemacht.“ Das Urteil
istnochnichtrechtskräftig.

Polizist in der Leitstelle war
damals fassungslos

„Sitzblockaden sind nicht verwerflich“
Heidelberger Kriminologie-Professor verteidigt „Letzte Generation“ – Aktivisten haben „Rückenwind durch das Verfassungsgericht“

Von Alexander R. Wenisch

Ist das Nötigung? Sind das alles Krimi-
nelle, die sich auf die Straße kleben und
den Verkehr behindern? Oder rütteln sie
damit die Menschen nur wach? Die Emo-
tionen kochen immer wieder hoch, wenn
die „Letzte Generation“ aktiv wird. Chris-
tian Laue sagt: Die Klima-Kleber fordern
nurdasein,wasdasVerfassungsgerichtder
Regierung als Hausaufgabe gegeben hat.
Die Sitzblockaden hält der 59-Jährige
nicht für strafbar. Laue ist Rechtsanwalt
in Neckargemünd und außerplanmäßiger
Professor am Institut für Kriminologie der
Uni Heidelberg.

> Herr Laue, Sie haben kürzlich in einem
Rechtsgutachten dargelegt, warum die
Sitzblockaden der „Letzten Genera-
tion“ nicht kriminell sind. Wie würden
Sie die Aktionen denn bezeichnen?

Es handelt sich um eine spektakuläre Form
von Demonstration, die sich an dem Satz
von Ingeborg Bachmann orientiert: „Die
Wahrheit ist dem Menschen zumutbar.“
Die Wahrheit ist, dass effizienter Klima-
schutz dringend geboten ist. Sie wird den
Menschen durch die Aktionen zugemutet.

> Sitzblockaden sind
in der Geschichte
der Bundesrepublik
nicht neu. In Erin-
nerung sind Demos
gegen den Nato-
Doppelbeschluss in
den 80ern. Sind die
Situationen damals
und heute ver-
gleichbar?

Nur bedingt. Damals
ging es darum, einen
atomaren Krieg zu verhindern. Die Nato
meinte damals, das könne durch Aufrüs-
tung, also Abschreckung erreicht werden.
Die Sitzblockaden forderten den gegen-
teiligen Weg: Abrüstung. Die Geschichte
hat gezeigt, dass auf dem „staatlichen“
Weg das Ziel erreicht wurde. Bei den heu-
tigen Sitzblockaden steht fest, dass allein
das, was die Demonstrierenden fordern,
richtig ist: ein effizienterer Klimaschutz.

> Einige Aktivisten sind bereits wegen
Nötigung verurteilt worden. Mit welcher
Begründung sagen Sie, das ist falsch?

Es ist zunächst schon zweifelhaft, ob Kli-
ma-Aktivisten und -Aktivistinnen, die sich

auf die Straße setzen, wirklich „Gewalt“
ausüben, wie es die Gerichte behaupten.
Entscheidend ist aber, dass die Strafge-
richte die Forderungen des Verfassungs-
gerichts bisher zu wenig berücksichtigen.
Die „Klimakleber“ haben das Grundrecht
der Versammlungsfreiheit auf ihrer Seite.
Sie nehmen teil an der demokratischen
Debatte und äußern eine gesellschaftlich
relevante Meinung. Das muss in die Frage,
ob diese Nötigungen strafbar sind, mit ein-
fließen. Genau gesagt, muss geprüft wer-
den, ob diese Demonstrationen „verwerf-
lich“ sind.

> Vor genau zwei Jahren, am 24. März
2021, hat das Verfassungsgericht ein
Urteil zur Klimaschutzpolitik gespro-
chen. Was besagt dieses?

Das sehr komplexe Urteil hat die bisherige
deutsche Klimaschutzpolitik hinterfragt.
Unter anderem wurde kritisiert, dass die
junge Generation in späteren Jahren zu
sehr belastet werden muss, um Klimaneu-
tralität im Jahr 2050 zu erreichen. Wir tun
jetzt zu wenig und müssen deswegen in ei-
nigen Jahren die Klimaschutzbemühun-
gen extrem steigern, um die vorgegebenen
Ziele zu erreichen. Das bedeutet: Wir „Al-

te“ belasten uns zu wenig und wälzen alles
auf die Zukunft und damit die jüngere Ge-
neration ab. Das stellt schon heute eine
Grundrechtsverletzung bei der jüngeren
Generation dar.

> Und was bedeutet dies für die „Letzte
Generation“?

Die „Letzte Generation“ hat sich nach die-
sem Urteil gegründet und erhält mit ihrer
Forderung nach einem sofortigen effizi-
enten Klimaschutz Rückenwind durch das
Verfassungsgericht. Die Aktivisten for-
dern genau das ein, was Karlsruhe der Re-
gierung aufgetragen hat. Deswegen sind
die Demonstrationen nicht verwerflich
und damit nicht strafbar.

> Sie haben schon einige Klima-Kleber
juristisch vertreten. Mit Erfolg?

Mehrheitlich verurteilen die Amtsgerichte
zu geringen Geldstrafen. Es ist förmlich zu
spüren, wie schwer sich die Gerichte tun,
die Demonstrierenden zu kriminalisieren.
Daneben gibt es auch Gerichte, die voller
Wut zu harten Strafen verurteilen. Und
schließlich gibt es ein paar mutige, die sich
mit der Materie tiefer gehend auseinan-
dergesetzt haben und freisprechen.

Christian Laue.
Foto: pr

Wieder Streit um den Ochsenkopf
Vor dem Rathaus demonstrierten gut 50 Menschen gegen die Bebauung von Teilen der Grünfläche – „Widersprüchliche Beschlusslage“

VonLeonKaessmann

Rund 50 Menschen haben sich am Don-
nerstagnachmittag vor dem Rathaus ver-
sammelt, um gegen einen Beschluss der
Stadt zu demonstrieren, einen Teil der
Ochsenkopfwiese nun doch nicht als Grün-
fläche umzuwidmen. Die Stadt will zwei
Flächen des großen Ochsenkopfs als Stra-
ßenbahnabstellanlage und für die Erwei-
terung der Heidelberg International School
nutzen. Das widerspreche jedoch einem
Grundsatzbeschluss des Gemeinderats aus
dem Oktober 2020, finden das „Bündnis
Klimaschutz Großer Ochsenkopf“, Nabu,
BUND und die Bunte Linke, die die Kund-
gebungorganisierten.

„Der große Ochsenkopf lässt uns nicht
los“, sagte Karin Weber vom „Bündnis Kli-
maschutz Großer Ochsenkopf“ zu Beginn
der Versammlung. Seit mehreren Jahren
ringen Anwohner, Naturschützer und die
Stadt um die Nutzung der Grünfläche am
Rand von Bergheim. Vor vier Jahren habe
man an genau dieser Stelle gestanden, er-
innert sich Weber. Damals habe man einen
Bürgerentscheid initiiert, der schließlich
dazu geführt habe, dass der Ochsenkopf
„gerettet“wordensei.

Das Bündnis bezieht sich hierbei auf
einen Gemeinderatsbeschluss vom 8. Ok-
tober 2020, in dem „die Umwidmung der
Fläche des Ochsenkopfes in eine Grünflä-
che“ besiegelt sei. „Doch Stadt und Ge-
meinderat halten sich nicht dran!“, sagt
Weber. Zwei Teilflächen, nämlich der Teil
zwischen den Gleisen der Deutschen Bahn
und den Gleisen der RNV sowie ein etwas
kleinerer Abschnitt im Nordwesten der
Fläche, seien nun von der Umwidmung in
eine Grünfläche ausgespart worden. Sie
sollen als Straßenbahnabstellanlage und
für die Erweiterung der Heidelberg Inter-
nationalSchoolgenutztwerden.

„Wir brauchen die Fläche nicht zu ver-
siegeln“, findet Weber. Der Betriebshof
reiche „vollkommen aus“. Gerd Gunter-
mann vom BUND betonte die Wichtigkeit

deraktuelldortnochvorhandenenBiotope:
„Die kriegt man nicht wieder.“ Gerade die
Fläche dichter Gehölze biete ideale Brut-
bedingungen für Heckenbrüter oder kleine
Reptilien.

Die Forderung der Kundgebung lautet
nun: Die gesamte Fläche des Ochsenkopfes
soll Grünfläche bleiben. Bürgermeister
Raoul Schmidt-Lamontain nahm die For-
derung vor dem Rathaus entgegen und
räumte „widersprüchliche Beschlusslagen
der Stadt“ ein. Ein Stadtsprecher verwies

gegenüber der RNZ auf einen Beschluss des
Gemeinderatsvom23.Juli2021,alsoknapp
ein Jahr nach dem ersten Beschluss. Dem-
nach sei die Fläche zwischen den Glei-
strassen als „dezentrale Abstellfläche“ zur
Verfügung gestellt worden. Die Fläche
zwischen den Gleisen sei „aus Verwal-
tungssicht“ vom ersten Beschluss nicht
mitumfasst worden. Behauptungen, dass
die Pläne zur Nutzung der umstrittenen
Flächen dem Grundsatzbeschluss wider-
sprechenwürden,seien„falsch“.

Heinz-Wolfgang Wagner, Ochsenkopf-
Anwohner und Teilnehmer der Kundge-
bung, hofft trotzdem, dass die Pläne nicht
umgesetzt werden. „Jedes Jahr wird es we-
niger grün bei uns“, klagt er. „Da wird ein-
fach viel kaputt gemacht. Stadtrat Manuel
Steinbrenner (Grüne) kann den Unmut der
Anwohner verstehen. „Jetzt gilt es aber erst
einmal rechtliche Fragen zu klären“, sagt
er. Man müsse die verschiedenen Beschlüs-
seinZusammenhangsetzenunddarausnun
dierichtigenSchlüsseziehen.

Rund 50 Menschen protestierten am Donnerstagnachmittag vor dem Heidelberger Rathaus gegen die Nutzung zweier Teilflächen des großen
Ochsenkopfes als Straßenbahnabstellanlage und Erweiterung der Heidelberg International School. Foto: Philipp Rothe

H E U T E B E I M F R Ü H L I N G

Klarinettist David Orlowsky und Mit-
glieder des Festivalcampus-Ensembles
spielen um 15 Uhr das Familienkonzert
„Die singende Klarinette“ für Kinder ab
fünf Jahren im Bürgerhaus Emmerts-
grund, Forum 1.
Tickets für Kinder
kosten 5, für Er-
wachsene 15 Euro.
In der Aula der Al-
ten Universität
spielt das Streich-
quartett Brooklyn
Rider „Die vier
Elemente“ mit an-
schließendem Gespräch mit den Künst-
lern und Vertretern von Fridays for Fu-
ture. Tickets ab 19 Euro. In der Aula der
Neuen Universität präsentiert um 19.30
Uhr das Mozarteumorchester Salzburg
Werke von Dowland, Mozart, Britten,
Vaughan Williams und Haydn. Restti-
ckets ab 39 Euro.

Tankstelle in
Bergheim überfallen

pol. Ein Mann hat am Mittwochabend, um
kurz vor Mitternacht, eine Tankstelle in
der Bergheimer Straße überfallen, den
Kassierer mit einem Messer bedroht und
mehrere hundert Euro erbeutet. Laut
Polizei ist der Täter etwa 1,70 Meter groß,
schlank und zwischen 25 und 30 Jahre alt.
Er war dunkel gekleidet, maskiert und
trug eine Sonnenbrille sowie schwarze
Stoffhandschuhe. Nach dem Raub flüch-
tete er in Richtung Bismarckplatz. Eine
Fahndung verlief ergebnislos. Zeugen,
insbesondere Kunden der Tankstelle, die
Hinweise geben können, wenden sich an
Telefon 0621 / 174-4444.

Trotz Streik
von A nach B

Die Alternativen im Überblick

pne.DeröffentlicheNahverkehrderRhein-
Neckar-Verkehr GmbH steht an diesem
Freitag wegen eines Streiks still. Bis zum
Betriebsende in der Nacht auf Samstag
fahren weder Busse noch Bahnen mit zwei-
stelligen Nummern in Heidelberg und der
Region. Nicht bestreikt werden hingegen
die dreistelligen Buslinien.

Auch die S-Bahnen fahren ganz nor-
mal nach, aus und innerhalb Heidel-
bergs. Angefahren werden in Ost-West-
Richtung die Haltestellen „Pfaffen-
grund/Wieblingen“, „Hauptbahnhof“,
„Weststadt/Südstadt“, „Altstadt“,
„Schlierbach/Ziegelhausen“ und „Or-
thopädie“. In Süd-Nord-Richtung er-
reicht man per S-Bahn die Stationen
„Kirchheim/Rohrbach“ und „Haupt-
bahnhof“. Auch mit den regionalen Bus-
linienkannmanHeidelbergerreichenund
verlassen. Es verkehren Busse zwischen
dem Heidelberger Hauptbahnhof und
Speyer (717), St. Leon-Rot (720), Wies-
loch-Walldorf (721/724), Heiligkreuz-
steinach (735), Neckargemünd (752),
Schönbrunn (754), Bammental (755) und
Schatthausen (757). Information online
unter: www.bahn.de.
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